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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung 
der Entscheidung Nr. 2/72 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen auf dem Zollsektor zum Zweck 
der Durchführung des Interimsabkommens zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Österreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 wurde zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Österreich ein Interimsabkommen unterzeichnet, 
das am 1. Oktober 1972 in Kraft getreten ist. 

Auf Grund von Artikel 17 Absatz 2 des Proto- 
kolls Nr. 3 über die Begriffsbestimmung für „Er- 
zeugnisse mit Ursprung in " oder „Ursprungs- 

erzeugnisse" sowie über die Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen, das Bestandteil dieses 
Abkommens ist, hat der Gemischte Ausschuß am 
6. Oktober 1972 die Entscheidung Nr. 2/72 zur Fest- 
legung der Methoden der Zusammenarbeit der Ver- 
waltungen auf dem Zollsektor zum Zweck der 
Durchführung des Interimsabkommens getroffen. 

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Bestim- 
mungen müssen in der Gemeinschaft in Kraft ge- 
setzt werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In bezug auf die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen auf dem Zollsektor zum Zweck der 
Durchführung des Interimsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich sind die Bestimmungen der Ent- 
scheidung Nr. 2/72 des Gemischten Ausschusses vom 
6. Oktober 1972, die dieser Verordnung beigefügt 
ist, anwendbar. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 223 
vom 29. September 1972, S. 1 
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Begründung 


Der durch das Interimsabkommen EWG-Österreich 
gebildete Gemischte Ausschuß hat eine enge Zu- 
sammenarbeit der Verwaltungen zwischen den Ver- 
tragsparteien des Interimsabkommens für erforder- 
lich gehalten, um die ordnungsgemäße und einheit- 
liche Anwendung der Zollbestimmungen, die dieses 
enthält, insbesondere jene des Protokolls Nr. 3, zu 
gewährleisten. 

Daher hat der Gemischte Ausschuß anläßlich seiner 
Sitzung vom 6. Oktober 1972 über einige Bestim- 
mungen entschieden, welche diese Zusammenarbeit 
sicherstellen sollen. 

Es wird daran erinnert, daß die beiden nachfolgen- 
den Erklärungen im Protokoll vorgenannter Sitzung 
enthalten sind (vgl. Mitteilung der Kommission an 
den Rat SEC (72) 4487 vom 8. Dezember 1972). 


Zu Artikel 5 

„Die Angaben über das Ausfuhrpapier sind nur mit- 
zuteilen, wenn sie nach den Rechtsvorschriften des 


ausführenden Staates gefordert werden (vgl. Fuß- 
note Nr. 3 des Formblatts A. OS. 1)." 


Zu Artikel 12 

„Werden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemein- 
schaft oder in Österreich, die mit einer Warenver- 
kehrsbescheinigung in eine Freizone eingeführt 
werden, einer Behandlung oder Verarbeitung unter- 
zogen, so müssen die zuständigen Zollbehörden auf 
Antrag des Exporteurs eine neue Bescheinigung 
ausstellen, wenn die Behandlung oder Verarbeitung 
den Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 entspricht." 

Da die Kommission der Ansicht ist, daß diese Er- 
klärungen für die Gemeinschaft annehmbar sind, 
empfiehlt es sich, die in dieser Entscheidung vorge- 
sehenen Bestimmungen in der Gemeinschaft zur An- 
wendung zu bringen. 

Das ist das Ziel des als Anlage beigefügten Vor- 
schlags einer Verordnung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
19. Januar 1973 - 1/4 {IV il )~ 680 70- E-Zo 26/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 15. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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